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Vorbemerkung 
 
Rentensysteme und Rentenreformen in der EU bewegen sich im Spannungs-
verhältnis von Solidarität und Eigenverantwortung. Diese beiden Prinzipien 
werden länder- und zeitabhängig definiert. Dennoch lassen sich gemeinsame 
Entwicklungstendenzen erkennen. Wir analysieren vier Entwicklungstendenzen 
bezogen auf Reformcharakteristika: institutionelle Verschiebungen, institutio-
nelle Erneuerungen und Veränderungen in der Interessenvertretung, von denen 
wir eine allgemeine Entwicklung ableiten. Die Analyse dieser Länderüber-
greifenden Tendenzen zeigt, dass Eigenverantwortung und Solidarität in 
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1. Das Verhältnis von Eigenverantwortung und Solidarität 
In allen europäischen Ländern werden Rentensysteme umstrukturiert. Dabei 
stehen Renten wie auch deren Reformen im Spannungsverhältnis von Eigen-
verantwortung und Solidarität, zwei Prinzipien, die in verschiedenen Ländern 
jeweils unterschiedlich interpretiert werden. Während sich die nationalen Defini-
tionen der beiden Prinzipien unterscheiden, man denke beispielsweise an kultu-
rell unterschiedliche Positionen gegenüber Vollzeit arbeitenden Müttern junger 
Kinder, waren sie doch gleichzeitig immer auf die ein oder andere Weise mit-
einander verknüpft. Diese Verknüpfung ist nicht statisch, sondern folgt den Be-
dingungen der jeweiligen Zeit. Dieser Beitrag zeigt Länder übergreifende Ent-
wicklungstendenzen in diesem Spannungsverhältnis auf. 
Schwerwiegende Vergleichsprobleme von Daten und Systemen, die eine strikte 
systematische Analyse begrenzen, lassen uns eine nicht unbedingt übliche 
methodische Herangehensweise wählen: Wir vergleichen die Bedeutung von 
Rentenreformen anhand der vom zu erwartenden Lebenslohn abgeleiteten und 
national unterschiedlich kalkulierten Rentenansprüche. Das möchten wir näher 
erläutern:  
Jeder Versuch, Rentensysteme und Rentenreformen zu analysieren, stößt auf 
eklatante Schwierigkeiten. Letztendlich ist es unmöglich, Nettorenten, Renten-
beiträge und Steuervorteile adäquat zu vergleichen. Voraussetzung einer jeden 
Rentenanalyse ist eine klare Unterscheidung rentenrelevanter Aspekte. Institu-
tionelle Eigenheiten verschiedener Länder lassen sich teilweise jedoch nur 
schwer in tatsächliche Rentenvor- bzw. – nachteile übersetzen. Dabei geht es 
nicht allein um konzeptionelle Differenzen (bspw. den Streit um die Einteilung in 
Rentensäulen) oder tatsächliche Übersetzungsherausforderungen (beispiels-
weise bei Betriebsrenten im weitesten Sinne, die in verschiedenen Ländern 
sehr unterschiedlich verstanden werden). Recht banale praktische Beispiele 
verdeutlichen bereits das Problem-Ausmaß eines adäquaten Rentenvergleichs: 
So gibt es beispielsweise in Dänemark ein universelles Steuerfinanziertes und 
kostenloses Gesundheitssystem auch für Rentner, während Rentner anderer 
Länder von ihren Renten Krankenkassenbeiträge bezahlen müssen. In 
Deutschland z.B. werden selbst genutzte Immobilien steuerlich gefördert (auch 
noch nach Abschaffung der Eigenheimzulage), so dass im Idealfall spätere 
Mietzahlungen entfallen. In Großbritannien bekommt jeder ab einem gewissen 
Alter Heizgeld, unabhängig davon, ob man darauf angewiesen ist oder nicht; in 
den Niederlanden können Über-65-jährige öffentliche Verkehrsmittel teilweise 
kostenlos und teilweise verbilligt nutzen.  
Dies sind nur einige Beispiele nationalspezifischer Regelungen, die den tat-
sächlichen Wert der Nettorenten relativieren. Inwiefern Renten dann noch 
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unterschiedlich (vor- und nach-)besteuert oder unterschiedlich indexiert und 
finanziert werden, stellen ein weiteres, generelleres Vergleichsproblem mehr. 
Daher können spezifische Veränderungen im Gesamtgefüge des einen Sys-
tems ganz andere Auswirkungen haben als dieselben Veränderungen im Ge-
samtgefüge eines anderen. Gliche man beispielsweise das gesetzliche bzw. 
normierte Renteneintrittsalter überall an, würden die konkrete Rentenhöhe und 
das reale Renteneintrittsalter immer noch stark variieren. Oder angenommen, in 
jedem europäischen Land würden theoretisch gleiche Kindererziehungszeiten 
in die gesetzlichen Renten eingeführt, der konkret resultierende Rentenwert 
hinge noch immer von vielerlei anderen institutionellen Umständen ab. Dazu 
zählen z.B. Berechnungsnormen der Gesamtrente (zusammengesetzt aus ver-
schiedenen Rentenvorsorgesystemen, mit und ohne angerechneten Kinder-
erziehungszeiten), unterschiedliche Indexierungen, die Möglichkeit trotz Kinder-
erziehungszeiten weiterzuarbeiten (mit den Rahmenbedingungen entsprechen-
der Krippen und Ganztagsschulen, flexibler bzw. “normaler” Arbeitszeiten, kultu-
reller Akzeptanzunterschiede für arbeitende Mütter) oder die Existenz und (Un-
)Bedingtheit von Volksrenten. 
Ein weiteres Vergleichsproblem ist die unterschiedliche Datenerfassung, insbe-
sondere die Datenerfassung zusätzlicher (betrieblicher und privater) Renten. 
Für die wenigsten Länder lassen sich verlässliche Aussagen über individuelle 
Renten treffen; insbesondere die Geschlechterdifferenzen sind kaum erfasst. 
Sollten Informationen über die Anzahl der Männer und Frauen, die zusätzliche 
Rentenansprüche erwerben, vorliegen, so ist doch zumeist keinerlei Aussage 
möglich über die Höhe der jeweiligen Rente. Deutschland bildet hier mit seinen 
gender-differenzierten und detaillierten Berichten wie dem Alterssicherungs-
bericht (ASIB) eine sicher nicht optimale, aber doch vorbildliche Ausnahme. Die 
schwierige Datenlage legt, in Verbindung mit sich ändernden Lebensmustern, 
Arbeitsmarktsituationen und Rentennormen, dann auch nahe, zukünftige 
Rentenansprüche vom derzeit zu erwartenden Lebenslohn abzuleiten. Auf 
dieser Logik basiert unsere Methodologie: Wir kombinieren heutige Faktoren, 
die im Lebensverlauf die Arbeitsmarktposition bestimmen, mit derzeitigen 
Rentennormen im allgemeinen und Rentenkalkulationsformeln im besonderen. 
Und so möchten wir all den Vergleichsproblemen zum Trotz einige Tendenzen 
aufzeigen, die unserer Erkenntnis nach mehr oder weniger allgemein in allen 
europäischen Ländern die Entwicklungen von Eigenverantwortung und Solida-
rität hinsichtlich Renten ausmachen. Wir zeigen zunächst, dass Rentenre-
formen die Bedeutung von Renten verändern, indem sie die Diskrepanz von 
geforderter Eigenverantwortlichkeit und den faktisch gegebenen Möglichkeiten, 
dieser Eigenverantwortung nachzukommen, vergrößern: Die stets strikteren 
Rentennormen werden den Entwicklungen – wie beispielsweise auf dem Ar-
beitsmarkt - nicht gerecht. Die zweite Tendenz betrifft die institutionelle Seite 
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der Rentensysteme und beinhaltet eine Verschiebung von Rentenressourcen 
und Solidaritätsattributen hin zur individuellen „Sparsocke”. Die dritte Tendenz 
bezieht sich auf institutionelle Erneuerungen, die “neue Solidaritätsformen so-
wohl innerhalb als auch zwischen Generationen einführen. Als letztes zeigen 
wir, dass Interessenvertretungen für Rentenberechtigte relativ konstant sind 
und für die Umsetzung gesamtgesellschaftlicher Solidaritätsformen staatliche 
und überstaatliche Gesetzgebung unverzichtbar bleiben. 
Die hier zusammengefassten Argumentationsstränge, die kontextbedingt teil-
weise überlappen, laufen in einem Punkt zusammen und lassen eine grund-
sätzliche Veränderung im Verhältnis von Solidarität und Eigenverantwortung er-
kennen. Nimmt man die verschiedenen Tendenzen der Rentenreformen zu-
sammen, so lässt sich behaupten, dass Solidarität und Eigenverantwortung 
einander bedingen und damit letztlich zwei Seiten der gleichen Medaille sind. 
Eine detaillierte Ausarbeitung unserer Argumentation ist in unserer Publikation 
zu finden, die im Rahmen des europäischen Forschungsprojekts RESORE1 ent-
standen ist (Frericks, Maier und De Graaf 2005). 
 
 
2. Reform-Tendenz 1: Diskrepanz zwischen vermehrter  Eigenverant-
wortung und bestehenden Einlösungschancen 
Viele Instanzen, unter ihnen die EU (im EC-report 2003), fordern ein verstärkt 
eigenverantwortliches Handeln zur Sicherung des Alterseinkommens. Dement-
sprechend gewinnen die zusätzliche Rentenvorsorge im Allgemeinen und die 
so genannte private Vorsorge im Besonderen an (absolutem bzw. relativem) 
Gewicht (SPC 2005). Die reformbegleitende Diskursentwicklung untermauert 
einerseits diese Dynamik,  wird aber andererseits scharf kritisiert (z.B. Müller 
2004).  
Die starken Appelle für eigenverantwortliches Handeln stehen zu den ge-
gebenen Rahmenbedingungen teilweise im Widerspruch. Denn während Forde-
rungen nach eigenverantwortlichem Handeln an Vielfalt und Ausmaß zu-
nehmen, sind adäquate Möglichkeiten ihnen zu entsprechen, nicht ohne 
weiteres gegeben. Sie werden auch nicht (ausreichend) entwickelt, da Renten-
systeme und –reformen noch zu eindimensional betrachtet werden oder isoliert 
von den Entwicklungen in rentenbestimmenden Bereichen wenig realitätsnah 
sind. So stimmen beispielsweise die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt mit 
denen der Ausgestaltung der Rentenformeln nicht überein: Während Renten-
formeln immer strikter ‘lebenslange’ Vollzeitbeschäftigung fordern, haben ge-
                                                 
1  Employees' Resources and Social Rights in Europe  
(s. Projekt-Homepage http://www.univ-nancy2.fr/JLSTEF/RESORE) 
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rade ältere Arbeitnehmer, und vor allem ältere Arbeitnehmerinnen, Schwierig-
keiten auf dem Arbeitsmarkt. 
Tabelle 1 zeigt, welche Arbeitsmarktpartizipation die verschiedenen Renten-
formeln (vor allem in den gesetzlichen Rentensystemen) fordern bzw. in Zukunft 
fordern werden (sie entwickeln sich in ‘Richtung’ dieser Rentennorm). Dabei 
sollte nicht vergessen werden, dass die ‘volle Rente’ im Sinne des deutschen 
‘Eckrentners’ erstens in jedem Land anders definiert wird, zweitens zunehmend 
eine Kombination von mehreren Renten erfordert (steuerfinanzierte Basisrente, 
obligatorische und freiwillige einkommensbezogene Zusatzrenten, ‘private’ 
Renten) und zusätzlich in den meisten Ländern an ein bestimmtes Alter ge-
knüpft ist. Die Angaben der ersten Übersicht sind also nur im Kontext aussage-
kräftig. 
 
Tabelle 1:  Rentenvoraussetzungen: Lebenslange Arbeitsmarktpartizipation (in 
Vollzeit-Arbeitsjahren) 
Österreich Richtung 45 Jahre 
Belgien Richtung 45 Jahre 
Dänemark Volksrente (40 Jahre) plus ‘vollständige Beitragszahlung’* 
in die Zusatzrente (ATP, 35 Jahre) 
Finnland Volksrente plus Zusatzrente 40 Jahre 
Frankreich Richtung 42.5 Jahre 
Deutschland 45 Jahre 
Griechenland 35 Jahre 
Irland Vornehmlich altersbezogen 
Italien 40 Jahre 
Luxemburg 40 Jahre 
Niederlande Volksrente plus Zusatzrente 40 Jahre 
Portugal 40 Jahre 
Schweden Volksrente / Einkommensbezogene Rente (die Idee der 
‘vollen Rente’ gibt es nicht) 
Spanien 35 Jahre 
UK 44 Jahre 
Quelle : Missoc 2004 
 
* Da viele Rentensysteme erweitert wurden, ist die ‘Vollständigkeit’ der Beitragszahlungen bis-
her an das Einführungsdatum der Systemveränderung gekoppelt. Es wird in diesem Falle 
akzeptiert, dass die Anzahl der geforderten Beitragsjahre nicht erreicht wird, da das System 
jünger ist. 
 
Diesen verlangten Jahren stehen die niedrigen Partizipationsraten gerade 
älterer Arbeitnehmer gegenüber (Tabelle 2). Eine volle (öffentliche) Rente kann 
somit von den wenigsten erworben werden. In Deutschland beispielsweise ar-
beiten über 50 Prozent der über-55-jährigen Männer nicht. Diese Männer hätten 
also für den Anspruch auf eine volle Rente schon ab dem 10. Lebensjahr konti-
nuierlich einer rentenpflichtigen Arbeit nachgehen müssen. (Tatsächlich spielen 
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Frühverrentungssysteme für bestimmte Kohorten eine große Rolle; wir wollen 
jedoch die Logik der Altersrentensysteme analysieren, nicht die tatsächlichen 
Renten jetziger Rentner. Zudem werden die arbeitsmarktpolitisch motivierten 
Ausnahmeregelungen tendenziell abgeschafft und sind daher für zukünftige 
Rentner kaum mehr relevant.) 
 








(15-64 / 55-64) 
M 72.7 52.2 EU 15 
F 56.8 33.2 
 
0.78 / 0.64 
M 74.9 38.9 Österreich 
F 60.7 19.3 
 
0.81 / 0.50 
M 67.9 39.1 Belgien 
F 52.6 21.1 
 
0.77 / 0.54 
M 79.7 67.3 Dänemark 
F 71.6 53.3 
 
0.90 / 0.79 
M 69.7 51.4 Finnland 
F 65.6 50.4 
 
0.94 / 0.98 
M 69.0 41.0 Frankreich 
F 57.4 33.8 
 
0.83 / 0.82 
M 70.8 50.7 Deutschland 
F 59.2 33.0 
 
0.84 / 0.65 
M 73.7 56.4 Griechenland 
F 45.2 24.0 
 
0.61 / 0.43 
M 75.9 65.0 Irland 
F 56.5 33.7 
 
0.74 / 0.52 
M 70.1 42.2 Italien 
F 45.2 19.6 
 
0.64 / 0.46 
M 72.4 38.5 Luxemburg 
F 50.6 22.9 
 
0.70 / 0.59 
M 80.2 56.9 Niederlande 
F 65.8 33.4 
 
0.82 / 0.59 
M 74.2 59.1 Portugal 
F 61.7 42.5 
 
0.83 / 0.72 
M 73.6 71.2 Schweden 
F 70.5 67.0 
 
0.96 / 0.94 
M 73.8 58.9 Spanien 
F 48.3 24.6 
 
0.65 / 0.42 
M 77.8 65.7 UK 
F 65.6 47.0 
 
0.84 / 0.72 
Quelle: Eurostat 2005 (http://epp.eurostat.cec.eu.int) 
* Arbeitsmarktpartizipation von Frauen in Relation zu der von Männern 
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Die europäischen Durchschnittswerte der EU 15 in Tabelle 2 werden von so 
unterschiedlichen Systemen wie dem britischen und dem schwedischen ange-
hoben. Diese Feststellung verweist bereits auf national unterschiedliche Defini-
tionen von Eigenverantwortung und Solidarität, auf die wir ausführlicher zurück-
kommen werden.  
In vielen europäischen Ländern werden außerdem Bonus-Malus-Regelungen in 
Rentenberechnungen eingeführt, also positive bzw. negative finanzielle Anreize 
zur größeren Erwerbsbeteiligung älterer Arbeitnehmer (Bonus-Malus in 
Schweden, Portugal, Österreich, Italien, Deutschland; Malus in Spanien und im 
ATP-System Dänemarks; Bonus in Großbritannien - Missoc 2004). Diese stel-
len in näherer Zukunft vor allem eine Herausforderung für Frauen dar, da 
Letztere zum einen in besonderem Maße von Altersarbeitslosigkeit betroffen 
sind und zum anderen ihre Rentenberechnung in einigen Ländern gerade erst 
an die der Männer angeglichen wurde (Deutschland, Belgien, Griechenland, 
Österreich, Großbritannien - Missoc 2004). Die besondere Benachteiligung der 
Frauen liegt in der Nichtproportionalität von Einkommen und Renten bzw. Bei-
trägen und Ansprüchen. Während sich einige Rentensysteme um Nachhaltig-
keit bemühen, in dem sie beispielsweise die hohen Kosten der in einigen 
Ländern ausgearteten Frühverrentungssysteme zu reduzieren versuchen, er-
leiden dadurch gleichzeitig bestimmte Bevölkerungsgruppen überdimensionale 
finanzielle Einbußen. In Frankreich beispielsweise hat die Rentenberechnung 
zur Folge, dass jemand, der statt der geforderten 40 Jahre  “nur” 35 Jahre 
Rentenversicherungsbeiträge zahlt, etwa auf 50 % des öffentlichen Renten-
niveaus verzichten muss. Veil (2002) spricht im Zusammenhang mit diesen 
überproportional gewerteten letzten Erwerbsjahren vom ‘Terror der 40 Jahre’. 
Auch in anderen Ländern führen Rentenformeln zu unproportionalen Renten 
gegenüber den Einkommen, wie beispielsweise in Holland, wo ein im Vergleich 
zum Durchschnitt doppeltes Einkommen zu vierfachen Renten führen kann 
(Herderschêe 2004). Einkommensunterschiede, die durch die Struktur der 
Wohlfahrtsstaaten mit verursacht sind (Harvey/ Randles 2003), werden folglich 
aufgrund der Rentenberechnungen für das Alter noch potenziert. Wenn 
Rentennormen, die auf Einkommens- bzw. Beitragshöhe und Erwerbs- bzw. 
Beitragszeit basieren und damit bislang große Unterschieden vor allem 
zwischen den Geschlechtern reflektieren, strenger werden bzw. Rentenan-
sprüche direkter und individueller mit Lebenseinkünften korrelieren, wird die 
Kluft zwischen den Alterseinkünften tiefer (zu den unterschiedlichen Erwerbs-
zeiten Tabelle 2, zu den Einkommensdifferenzen Tabelle 3). 
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Tabelle 3 Brutto-Stundeneinkommen von Frauen im öffentlichen und privaten 
Sektor (in % vom jeweiligen Einkommen der Männer) 
 
  Öffentlicher Sektor Privater Sektor 
 EU 15 87 82 
 Österreich 92 76 
 Belgien 92 88 
 Dänemark 97 92 
 Finnland 83 85 
 Frankreich 89 84 
 Deutschland 77 73 
 Griechenland 91 79 
 Irland 90 82 
 Italien 101 89 
 Luxemburg : : 
 Niederlande 79 81 
 Portugal 108 79 
 Schweden : : 
 Spanien 93 83 
 UK 83 85 
Quelle: Eurostat 2002 (The life of women and men in Europe. A statistical portrait.) 
: Daten nicht verfügbar 
 
Dies gilt für Länder verschiedenster Rentensysteme. So kommt es in Ländern 
mit universellen Basisrenten wie Holland oder Dänemark unter anderem durch 
die relative und absolute Senkung der Basisrenten zu einer stärkeren Gewich-
tung der einkommensbezogenen Renten (Haverland 2001). In Deutschland 
führt die Teilverschiebung von Ressourcen zur privaten Vorsorge bei den 
öffentlichen Renten zu einer Senkung. 
Ein anderes Beispiel für die Diskrepanz von politisch geforderter Eigenver-
antwortung bezüglich den von Lebenseinkünften abgeleiteten Rentenan-
sprüchen und faktisch gegebenen Möglichkeiten finden wir bei genauerer Be-
trachtung der Kinderbetreuung (zu Kinderberücksichtigungszeiten kommen wir 
noch im Detail). In Deutschland beispielsweise sind Kinderkrippen weitaus 
weniger flächendeckend vorhanden als in Frankreich oder Dänemark, d.h. 
Mütter in Deutschland unterbrechen ihre Erwerbstätigkeit mit größerer Wahr-
scheinlichkeit längerfristig als französische  oder dänische Mütter. Die länder-
spezifischen Möglichkeiten für Mütter nach einer Erziehungsauszeit wieder auf 
gleichem Niveau weiterzuarbeiten, sind ebenfalls sehr divers sowohl in prakti-
scher Hinsicht (Vollzeitschulen) als auch in kultureller (Arbeitgebereinstellung 
gegenüber arbeitenden Müttern). Kinder haben also, auch institutionell bedingt, 
sehr unterschiedlichen Einfluss auf die Erwerbstätigkeit von Frauen.  
In diesem Zusammenhang sollten die Auswirkungen nicht unterschätzt werden, 
die so genannte linked lives (Moen 2003) mit sich bringen: zwei Personen, die 
ihre Lebensorganisation verknüpfen und in dieser ‘Vereinheitlichung’ oft zu 
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‘neo-traditionellen’ (Born 2003), gender-differenzierten Lebensentwürfen kom-
men, die der Idee der (sozialrechtlichen) Individualisierung nicht gerecht 
werden. Ein konkretes institutionelles Beispiel dafür sind Steuersysteme, die 
1.5-Einkommen-Haushalte präferieren und somit dazu beitragen, einen Partner 
hinsichtlich des Arbeitsentgelts und somit der Rente zu marginalisieren.2 
Rentensplittingsysteme verbessern in einigen Ländern die Situation geschie-
dener Frauen. Als umfassende Lösung von Rentendifferenzen sind sie jedoch 
in Abhängigkeit vom jeweiligen Gesamtsystem unzureichend. Diese instituti-
onell eingebaute Rollenverteilung in verknüpften Lebensläufen führt zum einen 
zu geschlechtsspezifischen Unterbrechungen in Erwerbsbiografien, zum 
anderen zum 1,5-Einkommen-Haushalt, in dem der ‘Zuverdiener’ meist die Frau 
ist (abzulesen z.B. an der Teilzeitbeschäftigungsquote von Erwerbstätigen, 
Tabelle 4).  
 
Tabelle 4 Teilzeitbeschäftigte 2004 (in Prozent der geschlechtsspezifischen 
Gesamtbeschäftigung) 
 
  Männer Frauen 
 EU 15 7.2 35.2 
 Österreich 4.9 38.6 
 Belgien 6.8 41.0 
 Dänemark 12.5 33.9 
 Finnland 8.7 17.8 
 Frankreich 5.2 30.0 
 Deutschland 6.5 41.6 
 Griechenland 2.2 8.6 
 Irland 6.1 31.9 
 Italien 4.9 24.8 
 Luxemburg 2.4 40.2 
 Niederlande 22.5 74.8 
 Portugal 7.0 16.1 
 Schweden 12.4 36.4 
 Spanien 2.8 18.3 
 UK 10.6 44.2 
















Quelle: Eurostat 2005 (http://epp.eurostat.cec.eu.int) 
 
Dieses Phänomen gewinnt bei verstärkter Individualisierung des Rentenauf-
baus an Bedeutung, da sich das Lebenseinkommen aufgrund beider Marginali-
sierungen (durch Erziehungsunterbrechung und Zuverdienerstatus) in vielfacher 
Hinsicht reduziert, so z.B. auch durch Unterschiede in Weiterbildungsinvestitio-
nen, die zunehmend an Bedeutung gewinnen, sowohl für die ‘Arbeitsfähigkeit’ 
                                                 
2 Diese steuerliche Einteilung kennen wir aus Deutschland und Holland; in abgewandelter Form 
besteht sie allerdings auch in Frankreich (Dingeldey 2001). 
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3. Reform-Tendenz 2: Institutionelle Verschiebungen - Rentenressourcen 
und Solidaritätsattribute 
Rentensysteme verändern sich in zweifacher Hinsicht. Zum einen verändern 
sich die klassischen Versicherungsprinzipien, die dem gemeinschaftlichen Zu-
sammenhalt zuträglich sind (Ewald 1986); sie gleichen mehr und mehr indivi-
duellen Verträgen. Es ist nicht neu, dass Beitragsleistungen und Renten korre-
lieren. Allerdings entspricht die Entwicklung zu reinen defined contribution 
Systemen eher dem Vorsorgeprinzip einer Sparsocke. Einen weiteren Aspekt 
zur Verschärfung der Eigenverantwortung stellt die veränderte Einheit der 
Rentenversicherten dar, die immer weniger partnerschaftlich abgeleitete 
Rentenansprüche anerkennt. Den Siebenmeilenstiefeln dieser Individuali-
sierung von Berechnungsnormen und Lebenslaufpolitik steht eine überaus 
träge Aufweichung des Geschlechtervertrages gegenüber (Lewis u. Giullari 
2005). 
Neben der veränderten Einheit der Rentenlogik (Individuum) spielen ‘versiche-
rungsfremde Leistungen’, die in Deutschland aufgrund der Wiedervereinigungs-
kosten schwerer wiegen als in vielen anderen Ländern, eine vor allem diskurs-
formende Rolle. Da umlagefinanzierte Rentensysteme in Familienernährer-
systemen (male breadwinner model) immer Familienkomponenten beinhalteten, 
ist es fragwürdig, ob z.B. Kindererziehungszeiten tatsächlich versicherungs-
fremd sind. Auch die allgemeine Standardsicherung des Rentenniveaus, früher 
in Richard Musgraves positivem Sinn des geteilten Mehrwerts umgesetzt - d.h. 
Rentner sollten vom ökonomischen Wachstum durch an die Lohnentwicklung 
geknüpfte Indexierung mitprofitieren -, entwickelt sich zu einer Solidarität  des 
gemeinsamen Gürtelengerschnallens. Die Einführung eines Kohortenanpas-
sungfaktors (demographischer Faktor) in die Rentenberechnung in Schweden, 
Italien und Deutschland sind hierfür Beispiele. Die potenziell solidaritäts-
fördernde Kapazität dieser öffentlichen Renten wird zudem dadurch ge-
schwächt, dass sie teilweise in private Vorsorgesysteme transformiert werden 
und als Nebeneffekt Arbeitgeberleistungen stärker auf die Arbeitnehmer und 
den Steuerzahler verschieben (Beispiel Riesterrente in Deutschland und vor-
nehmlich Perps in Frankreich). 
Länder übergreifend lassen sich beobachten, dass sich bisher existente Solida-
ritätsaspekte innerhalb und zwischen Generationen teilweise in Richtung 
Eigenverantwortung verschieben. Die viel beschworene Aufregung, dass der 
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Generationenvertrag an sein Ende gekommen sei, ist nur bedingt verständlich: 
Eine Art Generationenvertrag wird es immer geben müssen (Hills/Falkingham 
1995, Pension Commission 2005). Sehr wohl beunruhigend ist jedoch die Ver-
schiebung von Ressourcen (und damit auch der Anspruchsberechtigung), 
deren Ausmaß und genaue Richtung noch nicht abzusehen sind, die aber 




4. Reform-Tendenz 3: Institutionelle Erneuerungen - Solidarität innerhalb 
und zwischen Generationen  
Neben Verschiebungen von Ressourcen innerhalb der bestehenden Systeme 
lassen sich auch eine Reihe institutioneller Neuerungen beobachten. Neue 
Solidaritätsformen beeinflussen Rentenberechnungen. So werden in einigen 
Ländern Erziehungszeiten eingeführt und/oder erweitert wie z.B. in Frankreich, 
Deutschland und Österreich, in gewissem Sinne auch in Großbritannien. Da die 
Einarbeitung dieser erziehungsbezogenen Rentenberücksichtigungszeiten sich 
national stark unterscheidet und sehr komplex ist3, verzichten wir auf eine auf-
listende Tabelle (vgl. z.B. den eher verwirrenden Versuch einer Auflistung in 
den MISSOC Tabellen). Diese Zeiten bergen für die Betroffenen letztlich nicht 
nur Vorteile, sie sind aber vor allem als Legitimitätserweiterung von Renten-
systemen bemerkenswert.  
Aktuell wird in der Großen Koalition in Deutschland darüber diskutiert, so ge-
nannte Vatermonate (d.h. 2 Bonus-Monate bei der Zahlung des Eltergelds, 
wenn auch der Vater Elternzeit nimmt) einzuführen. Diese wird sich indirekt 
auch auf die Rentenanwartschaften auswirken. Schweden kennt solche Vater-
monate schon lange.  
Auch Regelungen für den Erwerb von Rentenansprüchen in Ausbildungszeiten 
verändern sich: In Deutschland gelten sie zunehmend nur noch für spezielle 
Weiterbildungsprogramme von Arbeitnehmern, in Frankreich können Anrech-
nungszeiten für Zeiten des Studiums (käuflich) erworben werden. Um ver-
schiedene Erwerbsunterbrechungen zu ermöglichen und auch rentenrechtlich 
zu erfassen, werden in einigen Ländern Lebenslaufregelungen entwickelt, wie 
z.B. in Belgien und den Niederlanden (Keuzekamp 2004). 
                                                 
3 So muss bspw. zwischen Anrechnungszeiten oder Berücksichtigungszeiten im Sinne von 
Wartezeiten sowie zwischen pauschalisierten oder einkommensabhängigen Beiträgen 
unterschieden werden. 
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Diese Formen generationsinterner Solidarität (die generationsübergreifend 
rentensichernd wirken sollen) werden vornehmlich und vermehrt von Steuer-
geldern finanziert. Sie finden also in erster Linie Eingang in die gesetzlichen 
Renten, nicht jedoch in Zusatzrenten.  
Dabei führt die Diskussion um die ‘versicherungsfremden Leistungen’ zurück 
zur bereits erwähnten Sparsocke: Wo soll die Grenze gezogen werden, die ent-
scheidet, von welchen Ressourcen welche Leistungen bezahlt werden sollen 
und welche Solidaritätsgemeinschaft in Zukunft noch über Renten-Einkommen 
gestützt werden soll? Die entsprechende Definition einkommensbezogener 
Solidarität ist von Bedeutung für die Zuordnung von Identitäten, die mehr sein 
wollen oder sollen als individuelle Sparstrumpfstopfer. 
Der Solidaritätsgrund (z.B. Kindererziehungszeiten) kann bei den Betroffenen 
die Stellung auf dem Arbeitsmarkt negativ beeinflussen und damit letztlich die 
Ungleichheiten bei den Rentenansprüchen noch erhöhen, d.h. die neuen Soli-
daritätsformen sind noch nicht ausreichend ins Gesamtgefüge der Anspruchs-
formeln und Ressourcen integriert. Um das Beispiel zu bemühen, das anders 
konnotiert schon in Abschnitt 2 anklang: Wenn eine Mutter für Kinderer-
ziehungszeiten aus der ‘Arbeitsmarktpflicht’ entlassen wird (Erziehungsurlaub), 
ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass ihr gegenwärtiges und zukünftiges Ein-
kommensniveau gegenüber jemandem, der keine Erziehungszeit nimmt, aus 
vielerlei Gründen sinkt und somit natürlich auch die ab dieser Erziehungszeit 
erworbenen Rentenansprüche (Román/Schippers 2005). 
 
 
5. Reform-Tendenz 4: Interessenvertretung und Gesetzgeber - Umsetzung 
gesamtgesellschaftlicher Solidarität 
Neben dem generationsübergreifenden Vertrag, dem so genannten Generatio-
nenvertrag, gibt es auch generationsinterne Verträge, wie beispielsweise be-
stimmte Formen der Arbeitnehmersolidarität oder den so genannten Ge-
schlechtervertrag. Das Solidaritätsprinzip bedarf also auch generationenintern 
einer Konkretisierung. Interessenvertreter spielen in diesem Formgebungs-
prozess eine wichtige Rolle. Auffallend ist, dass die Gewerkschaften in den 
meisten europäischen Ländern vor allem Interessenvertreter der Arbeitnehmer, 
nicht aber auf gleicher Stufe auch der Arbeitnehmerinnen zu sein scheinen 
(Handler 2004). Neuestes Beispiel ist die Lebenslaufgesetzgebung in den 
Niederlanden, die 2006 in Kraft getreten ist. Diese war gedacht, um verschie-
denen Ansprüchen des modernen Lebens leichter gerecht werden zu können, 
indem man z.B. Arbeit, Fortbildung und Kindererziehung flexibler kombiniert 
(Combinatiescenario) - insbesondere mit der Intention, die Einkommens- und 
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Rentendifferenzen zwischen Frauen- und Männerlebensläufen zu nivellieren. 
Letztlich haben gerade Gewerkschaften diese Regelung so verändert, dass die 
im Abschaffen begriffene Frühverrentung zugunsten ihrer bevorzugten Klientel 
rentenrechtlich wieder auflebte. Nun wird erwartet, dass die Lebensläufe ihre 
geschlechtsspezifischen Formen beibehalten oder sogar verstärken.  
Die Interessen der weiblichen Arbeitskräfte werden eher von staatlichen und 
supranationalen Akteuren (insbesondere vom Europäischen Parlament und 
vom Europäischen Gerichtshof) vertreten. Beispiele hierfür sind die Konditionen 
für betriebliche Renten, die bisher vor allem Frauen und deren Positionen auf 
dem Arbeitsmarkt benachteiligen (Mindestalter oder –einkommen, früher auch 
direkte Diskriminierungen) oder geschlechtsdifferenzierte Zusatzrenten, die erst 
vor allem durch europäische Gesetzgebung verändert und abgebaut werden.  
Die Tendenz, die wir hiermit hervorheben möchten, betrifft die von verschie-
denen Interessenvertretern unterschiedlich definierte Solidarität. Während der 
öffentliche Diskurs vornehmlich eine neo-liberale Entwicklung konstatiert (Müller 
2004) und die Gewerkschaften männliche Arbeitnehmersolidarität praktizieren, 
scheint eine Art neo-etatistischer Strömung eine gesamtgesellschaftliche Form 
von Solidarität teilweise durchsetzen zu können. Europäische und nationale 
Gesetzgebung sind und bleiben somit unverzichtbar, um emanzipatorische im 
Sinne von gleichberechtigende Rentenregelungen herbeizuführen. 
 
 
6. Fazit: Das veränderte Verhältnis von Eigenverantwortung und Solida-
rität  
Die beschriebenen Entwicklungstendenzen der zeitlich und räumlich definierten 
und unterschiedlich verknüpften Prinzipien von Solidarität und Eigenverant-
wortung lassen uns eine allgemeinere Tendenz konstatieren. Gegenwärtig wird 
Solidarität verstärkt im Garantiefaktor angesiedelt, d.h. ein bestimmter Renten-
anspruch wird garantiert entsprechend neu angepassten Regelungen und Inde-
xierungen (Defined Benefits werden beispielsweise zu Defined Contributions; 
neue Niveaubestimmungsfaktoren werden entwickelt wie Notional Defined 
Contributions, im deutschen Rentensystem eingeführt als demographischer 
Faktor). 
Außerdem nehmen Umverteilungsmöglichkeiten durch die Verschiebung in 
Richtung private Vorsorge ab (SPC 2005). Ressourcen zur Deckung von solida-
ritätsdefinierten Rentengründen verschieben sich von Beiträgen in Richtung 
Steuerfinanzierung. Aufgrund dieser veränderten staatlichen (finanziellen) Ver-
antwortlichkeit ist verständlich, warum die (Re-)Definition von ‘aktiven Lebens-
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läufen’ (activation), die paternalistisch, gar ‘pädagogisch’ anmutet, wichtiges 
Anliegen der Politik ist. 
Diese Solidarität ist inzwischen angebunden an eine ideale Erfüllung der Eigen-
verantwortungspflicht. Strengere und forderndere Rentennormen sind dafür ein 
eindeutiges Zeichen. Aber auch Lebenslaufregelungen, die Forderung nach 
eigener Sicherstellung von persönlicher ‘Arbeitsfähigkeit’ (employability) und 
Gesundheit, sind Beispiele dieser umfassender werdenden Bedingungen für 
Solidaritätsgarantien.  
Mit anderen Worten: Eigenverantwortung wird viel umfassender, aktiver und 
normierter definiert – letztlich also auch realitätsferner. Hierzu gehört zum einen 
eine ideale lebenslange individuelle Partizipation auf dem Arbeitsmarkt, eine 
informierte und langfristig angelegte Altersvorsorge, ein verantwortlicher Um-
gang mit Gesundheit und Weiterbildung (life long learning) und eine eventuell in 
den Lebenslauf störungsfrei eingebettete eventuelle Familiengründung. Die 
vom Anspruch her volle (insgesamt aber niveaumäßig reduzierte) Solidaritäts-
leistung kann nur beanspruchen, wer den strenger definierten und breiter an-
gelegten Legitimitätsgründen ideal entspricht. 
Diese zunehmende ‘Strenge’ basiert auf der politisch dominierenden Nach-
haltigkeitsargumentation. Nur wenn die Nachhaltigkeit der Sozialsysteme ge-
währleistet sei, wäre die notwendige Voraussetzung für die garantierte Solida-
rität gegeben. Hier also schließt sich der Kreis: Nur wer ideal der redefinierten 
Norm der Eigenverantwortung entspricht und damit zur notwendigen Nach-

















Eigenverantwortung und Solidarität werden redefiniert 
sie einander letztlich bedingen, ja entsprechen. NachhaltigkeiSolidaritäGarantiEigenverantwortungund neu verlinkt, so dass 
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